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Aufgrund des

1.	� § 32 Satz 1 des Infektionsschutzgeset-
zes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom  
19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1385),

2.	� § 89 Abs. 1 Satz 1 des Hessischen Ge-
setzes über die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung vom 14. Januar 2005 (GVBl. I S. 
14), zuletzt geändert durch Gesetz vom 7. 
Mai 2020 (GVBl. S. 318),

verordnet die Landesregierung:

Artikel 11)

Änderung der Verordnung  
zur Bekämpfung des Corona-Virus

§ 2 Abs. 2 der Verordnung zur Bekämp-
fung des Corona-Virus vom 13. März 2020 
(GVBl. S. 150), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 11. August 2020 (GVBl.  
S. 538), wird wie folgt geändert:

1.	� In Nr. 4 wird der Punkt nach dem Wort 
„sind“ durch ein Komma ersetzt.

2.	 Als Nr. 5 wird angefügt:

„5. �die täglich oder für bis zu 72 Stunden 
durch ihren Beruf, ihre Ausbildung 
oder medizinisch veranlasst in das 
Bundesgebiet einreisen oder nach 
entsprechendem Aufenthalt aus einem 
Gebiet im Sinne des § 1 Abs. 4 in das 
Bundesgebiet zurückkehren.“

Artikel 22)

Änderung der Zweiten Verordnung zur 
Bekämpfung des Corona-Virus

Die Zweite Verordnung zur Bekämpfung 
des Corona-Virus vom 13. März 2020 (GVBl. 
S. 153), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 11. August 2020 (GVBl. S. 538), wird wie 
folgt geändert:

1.	 § 1 wird wie folgt geändert:

	 a) �Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 1

Krankenhäuser und andere  
medizinische Einrichtungen“

	 b) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Einrichtungen nach § 23  
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 4 bis 7 des In-
fektions-schutzgesetzes dürfen zu Be-
suchszwecken nicht betreten werden.“

	 c) �Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 wird wie folgt ge-
ändert:

		  aa)	�Nach Buchst. d wird als neuer 
Buchst. e eingefügt:

			   „e) �Personen zur Wahrnehmung 
von Tätigkeiten im Rahmen 
einer rechtlichen Betreuung, 
Vorsorgevollmacht oder Pa-
tientenverfügung,“

		  bb)	�Der bisherige Buchst. e wird 
Buchst. f.

	 d) Abs. 3a wird wie folgt gefasst:

„(3a) Einrichtungen nach Abs. 1 
müssen über ein einrichtungsbezo-
genes Konzept zum Schutz vor der 
Übertragung von Infektionen durch 
Besucherinnen und Besucher nach 
Maßgabe der aktuellen Empfehlun-
gen des Robert Koch-Instituts und der 
Handlungsempfehlungen des Hessi-
schen Ministeriums für Soziales und 
Integration sowie über einrichtungsbe-
zogene Hygienepläne verfügen. Ab-
weichend von Abs. 1 können Perso-
nen innerhalb der ersten sechs Tage 
ihres Aufenthalts bis zu zwei Besuche 
und ab dem siebten Tag des Aufent-
halts täglich Besuche von jeweils bis 
zu zwei Personen empfangen.“

	 e) Abs. 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) Abweichend von Abs. 2, 3 und 
3a ist Personen das Betreten von Ein-
richtungen nach Abs. 1 nicht gestattet,

1. �wenn sie oder die Angehörigen des 
gleichen Hausstandes Krankheits-
symptome für COVID-19, insbe-
sondere Fieber, trockenen Husten 
(nicht durch chronische Erkran-
kungen verursacht), Verlust des 
Geschmacks- oder Geruchssinns, 
aufweisen, oder

2. �solange Angehörige des gleichen 
Hausstandes einer individuell an-
geordneten Absonderung nach  
§ 30 des Infektionsschutzgesetzes 
aufgrund einer möglichen Infektion 
mit SARS-CoV-2 unterliegen.“

2. Nach § 1a wird als § 1b eingefügt:

„§ 1b

Einrichtungen zur Betreuung und  
Unterbringung älterer, behinderter  
oder pflegebedürftiger Menschen

(1) Zu Besuchszwecken dürfen

	 1. �Einrichtungen nach § 36 Abs. 1 Nr. 2 
des Infektionsschutzgesetzes,

	 2. �ambulant betreute Wohngemeinschaften 
im Sinn des § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des 
Hessischen Gesetzes über Betreuungs- 
und Pflegeleistungen vom 7. März 2012 
(GVBl. S. 349), zuletzt geändert durch 

1) Ändert FFN 91-54
2) Ändert FFN 91-55

Achtzehnte Verordnung 
zur Anpassung der Verordnungen zur Bekämpfung des Corona-Virus

Vom 15. September 2020
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Gesetz vom 19. Dezember 2016 (GVBl.  
S. 322),

	 3. �betriebserlaubnispflichtige Einrichtun-
gen nach § 45 des Achten Buches Sozi-
algesetzbuch, in denen geistig und kör-
perlich behinderte oder pflegebedürftige 
Kinder und Jugendliche untergebracht 
werden,

	� nach Maßgabe der nach Abs. 2 zu erstel-
lenden Besuchskonzepte betreten wer-
den.

�   (2) Die Einrichtungen nach Abs. 1 müs-
sen über ein einrichtungsbezogenes Kon-
zept mit Regelungen zu Besuchsmöglich-
keiten und zum Schutz vor Übertragung 
von Infektionen durch Besucherinnen und 
Besucher nach Maßgabe der aktuellen 
Empfehlungen des Robert Koch-Instituts, 
der Handlungsempfehlungen des Hessi-
schen Ministeriums für Soziales und Integ-
ration sowie in den Fällen des Abs. 1 Nr. 1 
und 2 des „Schutzkonzepts für Pflegeein-
richtungen und besondere Wohnformen 
der Eingliederungshilfe vor der Übertra-
gung von Infektionen durch Besucherin-
nen und Besucher zur Ermöglichung von 
Besuchen“ und in den Fällen des Abs. 1  
Nr. 3 des „Schutzkonzeptes zur Ermög-
lichung von Besuchen in nach § 45 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch be-
triebserlaubnispflichtigen Einrichtun-
gen, in denen geistig und körperlich be-
hinderte oder pflegebedürftige Kinder 
und Jugendliche untergebracht sind“ 
verfügen, das in den Fällen des Abs. 1  
Nr. 1 und 2 dem örtlich zuständigen Hes-
sischen Amt für Versorgung und Soziales 
vorzulegen ist. Die Handlungsempfehlung 
und die Schutzkonzepte nach Satz 1 wer-
den in ihrer jeweils aktuellen Fassung auf 
der Homepage des Hessischen Ministe-
riums für Soziales und Integration veröf-
fentlicht.

�   (3) Abweichend von Abs. 1 dürfen 
Personen, die in einer Einrichtung nach  
Abs. 1 versorgt werden, jederzeit besucht 
werden

	 1. von

a) Seelsorgerinnen und Seelsorgern,

b) �ihren Eltern, wenn es sich um ein 
minderjähriges Kind handelt,

c) �Rechtsanwältinnen und Rechtsan-
wälten sowie Notarinnen und Nota-
ren,

d) �sonstigen Personen, denen aus be-
ruflichen oder therapeutischen Grün-
den oder aufgrund hoheitlicher Auf-
gaben Zugang zu gewähren ist,

e) �Personen zur Wahrnehmung von 
Tätigkeiten im Rahmen einer recht-
lichen Betreuung, Vorsorgevollmacht 
oder Patientenverfügung,

f)  �ehrenamtlichen Personen im Sin-
ne des § 5 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 4  
Satz 1 des Hessischen Gesetzes 
über Betreuungs- und Pflegeleistun-
gen in Ausübung ihres Amtes,

	 2. �im Rahmen des Sterbeprozesses durch 
enge Angehörige, oder

	 3. �im Rahmen einer Behandlung der spe-
zialisierten Palliativversorgung nach  
§ 37b Abs. 2 des Fünften Buches So-
zialgesetzbuch.

	  (4) Abweichend von Abs. 1 und 3 ist der  
	 Besuch Personen nicht gestattet,

	 1. �wenn sie oder die Angehörigen des glei-
chen Hausstandes Krankheitssympto-
me für COVID-19, insbesondere Fieber, 
trockenen Husten (nicht durch chroni-
sche Erkrankungen verursacht), Verlust 
des Geschmacks- oder Geruchssinns, 
aufweisen, oder

	 2. �solange Angehörige des gleichen Haus-
standes einer individuell angeordneten 
Absonderung nach § 30 des Infektions-
schutzgesetzes aufgrund einer mögli-
chen Infektion mit SARS-CoV-2 unter-
liegen.

	�   (5) Besuche nach Abs. 1 sind bis zu einer 
abweichenden Entscheidung des Gesund-
heitsamtes nicht mehr gestattet, wenn in 
der Einrichtung ein nach dem Infektions-
schutzgesetz meldepflichtiges Infektions-
geschehen oder eine Infektion mit SARS-
CoV-2 vorliegt.

  (6) § 1 Abs. 3c gilt entsprechend.“

3. § 2 Abs. 1 und 2 wird wie folgt gefasst:

„(1) Kindertageseinrichtungen und Kin-
derhorte nach § 33 Nr. 1 des lnfektions-
schutzgesetzes, Kindertageseinrichtungen 
nach § 25 des Hessischen Kinder- und Ju-
gendhilfegesetzbuchs vom 18. Dezember 
2006 (GVBl. I S. 698), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 25. Juni 2020 (GVBl. 
S. 436), sowie erlaubnispflichtige Kinder-
tagespflegestellen nach § 43 Abs. 1 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch dürfen 
durch Kinder nicht betreten werden,

	 1. �wenn sie oder die Angehörigen des glei-
chen Hausstandes Krankheitssympto-
me für COVID-19, insbesondere Fieber, 
trockenen Husten (nicht durch chroni-
sche Erkrankungen verursacht), Verlust 
des Geschmacks- und Geruchssinns, 
aufweisen oder

	 2. �solange Angehörige des gleichen Haus-
standes einer individuell angeordneten 
Absonderung nach § 30 des Infektions-
schutzgesetzes aufgrund einer mögli-
chen Infektion mit SARS-CoV-2 unter-
liegen.

(2) Einrichtungen nach Abs. 1 dürfen 
durch dort tätige Personen nicht betreten 
werden,

	 1. �wenn sie oder die Angehörigen des glei-
chen Hausstandes Krankheitssympto-
me für COVID-19, insbesondere Fieber, 
trockenen Husten (nicht durch chroni-
sche Erkrankungen verursacht), Verlust 
des Geschmacks- und Geruchssinns, 
aufweisen oder

	 2. �solange Angehörige des gleichen Haus-
standes einer individuell angeordneten 
Absonderung nach § 30 des Infektions-
schutzgesetzes aufgrund einer mögli-
chen Infektion mit SARS-CoV-2 unter-
liegen.“
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7. § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 wird wie folgt  
	 gefasst:

„2.

	 a) �wenn sie oder die Angehörigen des 
gleichen Hausstandes Krankheits-
symptome für COVID-19, insbeson-
dere Fieber, trockenen Husten (nicht 
durch chronische Erkrankungen ver-
ursacht), Verlust des Geschmacks- 
und Geruchssinns, aufweisen oder

	 b) �solange Angehörige des gleichen 
Hausstandes einer individuell an-
geordneten Absonderung nach § 30 
des Infektionsschutzgesetzes auf-
grund einer möglichen Infektion mit 
SARS-CoV-2 unterliegen, oder“

8. § 6 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

�„Betreuungs- und Unterstützungsangebo-
te im Vor- und Umfeld von Pflege, soweit 
sie als Gruppenangebote durchgeführt 
werden, insbesondere die Angebote nach 
§ 45c Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 und § 45d 
des Elften Buches Sozialgesetzbuch, dür-
fen nicht angeboten oder in Anspruch ge-
nommen werden,

	 1. �wenn leistungserbringende oder teil-
nehmende Personen oder deren 
jeweilige Angehörige des gleichen 
Hausstandes Krankheitssymptome für 
COVID-19, insbesondere Fieber, tro-
ckenen Husten (nicht durch chronische 
Erkrankungen verursacht), Verlust des 
Geschmacks- und Geruchssinns, auf-
weisen oder

	 2. �solange bei leistungserbringenden oder 
teilnehmenden Personen Angehörige 
des gleichen Hausstandes einer indivi-
duell angeordneten Absonderung nach 
§ 30 des Infektionsschutzgesetzes auf-
grund einer möglichen Infektion mit 
SARS-CoV-2 unterliegen.“

9. § 7 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) In den Fällen des Abs. 1 ist die In-
anspruchnahme des Angebots oder die 
Durchführung der Therapiemaßnahme 
ausgeschlossen,

1.

	 a) �wenn die Empfänger der Dienst-
leistung nach Abs. 1 oder die Ange-
hörigen des gleichen Hausstandes 
Krankheitssymptome für COVID-19, 
insbesondere Fieber, trockenen 
Husten (nicht durch chronische Er-
krankungen verursacht), Verlust des 
Geschmacks- oder Geruchssinns, 
aufweisen oder

	 b) �solange bei Empfängern der Dienst-
leistung nach Abs. 1 Angehörige des 
gleichen Hausstandes einer indivi-
duell angeordneten Absonderung 
nach § 30 des Infektionsschutzge-
setzes aufgrund einer möglichen In-
fektion mit SARS-CoV-2 unterliegen,

2. �in den Einrichtungen nach Abs. 1 ein 
nach dem Infektionsschutzgesetz mel-
depflichtiges Infektionsgeschehen oder 
eine bestätigte Infektion mit SARS-
CoV-2 vorliegt.“

4. § 2a wird aufgehoben.

5. § 3 wird wie folgt geändert:

a)  Abs. 2 wird wie folgt geändert:

	  aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

		�  „Schülerinnen, Schüler und Studie-
rende dürfen den Präsenzunterricht 
und andere reguläre Veranstaltun-
gen an Schulen und sonstigen Aus-
bildungseinrichtungen nach § 33 
Nr. 3 des Infektionsschutzgesetzes 
nicht besuchen,

		  1. �wenn sie oder die Angehöri-
gen des gleichen Hausstan-
des Krankheitssymptome für  
COVID-19, insbesondere Fie-
ber, trockenen Husten (nicht 
durch chronische Erkrankungen 
verursacht), Verlust des Ge-
schmacks- und Geruchssinns, 
aufweisen oder

		  2. �solange sie noch keine zwölf 
Jahre alt sind und Angehörige 
des gleichen Hausstandes einer 
individuell angeordneten Abson-
derung nach § 30 des Infektions-
schutzgesetzes aufgrund einer 
möglichen Infektion mit SARS-
CoV-2 unterliegen.“

	 bb) Satz 3 wird aufgehoben.

b) Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Die Präsenzpflicht der Lehr-
kräfte, der sozialpädagogischen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter sowie der 
Schulleitungsmitglieder an den öffentli-
chen Schulen entfällt,

		  1. �wenn sie oder die Angehörigen des 
gleichen Hausstandes Krankheits-
symptome für COVID-19, insbeson-
dere Fieber, trockenen Husten (nicht 
durch chronische Erkrankungen ver-
ursacht), Verlust des Geschmacks- 
und Geruchssinns, aufweisen oder

		  2. �solange Angehörige des gleichen 
Hausstandes, die noch keine zwölf 
Jahre alt sind, einer individuell an-
geordneten Absonderung nach § 30 
des Infektionsschutzgesetzes auf-
grund einer möglichen Infektion mit 
SARS-CoV-2 unterliegen.“

c) Abs. 5 Satz 3 wird aufgehoben.

6. § 4 Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„1.

	 a) �wenn sie oder die Angehörigen des 
gleichen Hausstandes Krankheits-
symptome für COVID-19, insbe-
sondere Fieber, trockenen Husten 
(nicht durch chronische Erkrankun-
gen verursacht), Verlust des Ge-
schmacks- und Geruchssinns, auf-
weisen oder

	 b) �solange Angehörige des gleichen 
Hausstandes einer individuell an-
geordneten Absonderung nach § 30 
des Infektionsschutzgesetzes auf-
grund einer möglichen Infektion mit 
SARS-CoV-2 unterliegen,“
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10. § 8 Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„1. durch Personen,

	 a) �wenn sie oder die Angehörigen des 
gleichen Hausstandes Krankheits-
symptome für COVID-19, insbe-
sondere Fieber, trockenen Husten 
(nicht durch chronische Erkran-
kungen verursacht), Verlust des 
Geschmacks- und Geruchssinns, 
aufweisen oder

	 b) �solange Angehörige des gleichen 
Hausstandes einer individuell an-
geordneten Absonderung nach  
§ 30 des Infektionsschutzgesetzes 

Wiesbaden, den 15. Septembr 2020

Hessische Landesregierung

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t 

B o u f f i e r

D e r  M i n i s t e r  f ü r  S o z i a l e s 
u n d  I n t e g r a t i o n

K l o s e

D e r  M i n i s t e r 
d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t

B e u t h

aufgrund einer möglichen Infek-
tion mit SARS-CoV-2 unterliegen, 
oder“

11. �In § 10 Nr. 1 wird nach der Angabe „§ 1 
Abs. 1 oder 5,“ die Angabe „§ 1b Abs. 4,“ 
eingefügt.

Artikel 3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft. Abweichend von Satz 1 tritt 
Art. 2 Nr. 1, 2 und 11 am 29. September 2020 
in Kraft.
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Aufgrund des § 4 Abs. 7 Satz 2 des Hessi-
schen Vergabe- und Tariftreuegesetzes vom 
19. Dezember 2014 (GVBl. S. 354), geändert 
durch Gesetz vom 5. Oktober 2017 (GVBl. 
S. 294), verordnet der Minister für Soziales 
und Integration im Einvernehmen mit dem 
Minister für Wirtschaft, Energie, Verkehr und 
Wohnen:

Artikel 1

Die Verordnung über den Beirat zur Fest-
stellung der Repräsentativität von Tarifverträ-
gen und deren entgeltrelevanter Bestandteile 

vom 29. September 2015 (GVBl. S. 380) wird 
wie folgt geändert:

1.	� In § 3 Abs. 2 Satz 4 wird die Angabe  
„23. Juli 2013 (BGBl. I S. 2586)“ durch  
„11. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2222)“  
ersetzt.

2.	� In § 4 Satz 2 wird die Angabe „2020“ durch 
„2027“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der 
Verkündung in Kraft.

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung über den Beirat zur Feststellung der  

Repräsentativität von Tarifverträgen und deren entgeltrelevanter Bestandteile*)

Vom 7. September 2020

Wiesbaden, den 7. September 2020

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  
f ü r  S o z i a l e s  u n d  I n t e g r a t i o n

K l o s e

1) Ändert FFN 360-23
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